
 

PRESSEMELDUNG 
Deutscher Pflegerat e.V. (DPR) 
Bundesarbeitsgemeinschaft Pflege- und Hebammenwesen: 
 
Berlin (25. Februar 2025, Nr. 09/2025) 
 
Der Deutsche Pflegerat zur Bundestagswahl 2025 
Sicherung der pflegerischen Versorgung zentral in den Koalitions-
vertrag aufnehmen 
 
Zum Ergebnis der Bundestagswahl und den daraus folgenden Entscheidungen für die 
Pflege und Gesundheit erklärt DPR-Präsidentin Christine Vogler: 
 
„Nach der Bundestagswahl tragen die Parteien eine große Verantwortung. Wir brau-
chen schnell eine handlungsfähige Regierung, in der die Sicherung der pflegerischen 
und gesundheitlichen Versorgung einen Schwerpunkt bildet. Das muss sich zentral im 
Koalitionsvertrag wiederfinden. Professionelle Pflege gehört zum Fundament eines 
funktionierenden Gesundheitssystems und ist entscheidend für den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt sowie den Erhalt unserer Demokratie. 
 
Die Herausforderungen sind enorm und allen bekannt. Die Krankenhaus- und Pflege-
versicherungsreform, die Fachkräftesicherung und die inhaltliche und strukturelle 
Stärkung der Pflegeprofession müssen oberste Priorität haben. Die Politik muss mu-
tige Entscheidungen treffen, um die Versorgung der hilfebedürftigen Menschen er-
kennbar sicherzustellen. 
 
Es braucht eine entschlossene Gesundheitsministerin oder einen entschlossenen Ge-
sundheitsminister, die oder der den Reformkurs konsequent verfolgt.“ 
 
Zentrale Forderungen für eine starke Pflege 
 
In den Koalitionsvertrag aufgenommen werden muss: 
 

1. Pflegekompetenzgesetz: Mehr Autonomie und selbstständige Berufsaus-
übung für die Pflegeprofession 

2. Einheitliche Bildungsstandards: Sicherstellung hochqualifizierter Bildungs-
standards im gesamten Bundesgebiet 

3. Gesetzliche Personalbemessung: Bedarfsgerechte und refinanzierte Perso-
nalschlüssel in allen Pflegebereichen verankern 

4. Public Health stärken: Präventive und gemeindenahe Versorgungsmodelle 
fördern 

5. Neue Berufsbilder etablieren: Community Health Nurses und Advanced Prac-
tice Nurses einführen 

6. Attraktive Arbeitsbedingungen schaffen: Qualifikationsmix fördern, Hand-
lungskompetenzen erweitern, Bürokratie abbauen und die Pflegeprofession 
entlasten und wertschätzen 

7. Selbstverwaltung stärken: Pflege vollumfänglich in die Selbstverwaltung des 
Gesundheitswesens aufnehmen, ihre Vertretung auf Bundesebene mit dem 
Deutschen Pflegerat und den bestehenden Landespflegekammern eindeutig 
regeln und mit den notwendigen Ressourcen ausstatten 



 

8. Digitalisierung ganzheitlich umsetzen: Flächendeckende digitale Infrastruk-
tur und funktionierende Schnittstellen schaffen, Finanzierung sicherstellen 

9. Grundrecht auf Pflege verankern: Gute pflegerische Versorgung und gute 
Rahmenbedingungen für Pflegende als Verfassungsrecht festlegen. 

 
Handeln – Chance für einen Neuanfang 
 
Die neue Bundesregierung hat jetzt die Chance, einen echten Neuanfang zu gestal-
ten. „Die Menschen in der Pflege und die pflegenden An- und Zugehörigen erwarten 
entschlossenes und nachhaltiges Handeln, bei dem sie mitgenommen werden. Wer 
die Pflege stärkt, stärkt den sozialen Zusammenhalt und damit unser Land“, betont 
Vogler. Der Deutsche Pflegerat wirkt als Sozialpartner hier gerne konstruktiv mit. 
 
Die professionelle Pflege benötigt auch auf der Bundesebene eine dauerhafte, starke 
Interessenvertretung. Der DPR fordert die Fortsetzung der Finanzierung seiner Ar-
beit, um weiterhin als verlässlicher Partner der Politik agieren zu können. „Nur wenn 
der DPR finanziell gesichert ist, kann die Stimme der 1,7 Millionen professionell Pfle-
genden gehört werden“, betont Vogler. Die bestehenden Landesvertretungen der 
Pflege einzubinden ist dabei selbstverständlich. 
 
„Jetzt ist die Zeit zu handeln. Die Sicherung der Pflege und Gesundheit sind nicht ver-
handelbar – sie sind das Fundament unserer Gesellschaft und unserer Demokratie“, 
so Vogler abschließend 
 
Die kommenden Wochen der Koalitionsverhandlungen müssen zeigen, dass die Par-
teien sich dieser Verantwortung bewusst sind. Der DPR erwartet, dass die Themen 
Pflege und Gesundheit umfassend in den Koalitionsvertrag aufgenommen werden. 
 
Download Pressemitteilung 
Download DPR-Forderungspapier „Profession Pflege braucht eine Zukunft – jetzt han-
deln!“ 
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che Positionen und Meinungen einzelner Verbände können sichtbar sein und die Viel-
falt der pflegerischen Profession widerspiegeln. Dieses berührt nicht die gemeinsa-
men Ziele und Intentionen des Deutschen Pflegerats. 
  

Zum Deutschen Pflegerat e.V. (DPR): 
 
Der Deutsche Pflegerat e.V. wurde 1998 gegründet, um die Positionen der Pflegeorganisationen 
einheitlich darzustellen und deren politische Arbeit zu koordinieren. Darüber hinaus fördert der 
Zusammenschluss aus 21 Verbänden die berufliche Selbstverwaltung. Seit 2003 handelt der Deut-
sche Pflegerat e.V. als eingetragener, gemeinnütziger Verein. Als Bundesarbeitsgemeinschaft des 
Pflege- und Hebammenwesens und Partner der Selbstverwaltung im Gesundheitswesen vertritt 
der Deutsche Pflegerat heute die insgesamt 1,7 Millionen Beschäftigten der Pflege. Über die be-
rufliche Interessenvertretung hinaus ist der Einsatz für eine nachhaltige, qualitätsorientierte Ver-
sorgung der Bevölkerung oberstes Anliegen des Deutschen Pflegerats. 
 
Präsidentin des Deutschen Pflegerats ist Christine Vogler. Vize-Präsidentinnen sind Irene Maier 
und Annemarie Fajardo. 
 
Mitgliedsverbände des DPR: 
 
- Arbeitsgemeinschaft christlicher Schwesternverbände und Pflegeorganisationen e.V. (ADS) 
- AnbieterVerband qualitätsorientierter Gesundheitspflegeeinrichtungen e.V. (AVG) 
- Bundes-Dekanekonferenz Pflegewissenschaft gem. e.V. 
- Bundesverband Lehrende Gesundheits- und Sozialberufe e.V. (BLGS) 
- Bundesverband Geriatrie e.V. (BVG) 
- Bundesverband Pflegemanagement 
- Deutscher Hebammenverband e.V. (DHV) 
- Berufsverband Kinderkrankenpflege Deutschland e.V. (BeKD) 
- Bundesfachvereinigung Leitender Krankenpflegepersonen der Psychiatrie e.V. (BFLK) 
- Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe e.V. (DBfK) 
- Deutsche Fachgesellschaft Psychiatrische Pflege e.V. (DFPP) 
- Deutsche Gesellschaft für Endoskopiefachberufe e.V. (DEGEA) 
- Deutsche Gesellschaft für Fachkrankenpflege und Funktionsdienste e.V. (DGF) 
- Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft e.V. (DGP) 
- Deutscher Pflegeverband e.V. (DPV) 
- Deutsches Netzwerk Advanced Practice Nursing & Advanced Nursing Practice (DNAPN) e.V. 
- Initiative Chronische Wunden e.V. (ICW) 
- Katholischer Pflegeverband e.V. 
- Verband der Schwesternschaften vom Deutschen Roten Kreuz e.V. (VdS) 
- Verband für Anthroposophische Pflege e.V. (VfAP) 
- Verband der Pflegedirektorinnen und Pflegedirektoren der Universitätskliniken und 

Medizinischen Hochschulen Deutschlands e.V. (VPU) 


